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Wer am Kiosk zu einer Tageszeitung greift, wer morgens das Regionalradio einschaltet oder 
abends ein etabliertes Verbrauchermagazin durchblättert, geht von einer Grundregel der 
Demokratie aus: Medien kontrollieren die Politik. Sie sind die vierte Gewalt, unabhängig, 
kritisch und distanziert von den Herrschenden. 

Doch in Deutschland gibt es eine gewaltige Bruchlinie in diesem Fundament. 

Stellen Sie sich vor, Sie leben in Hannover, Kiel, Leipzig, Rostock oder Bielefeld. Sie lesen 
morgens die Leitartikel über die aktuelle Regierungspolitik. Was Sie höchstwahrscheinlich 
nicht wissen: Das Blatt, das Sie in den Händen halten, gehört zu einem Mediennetzwerk, an 
dem eine regierende politische Partei im Hintergrund die Fäden zieht und finanziell massiv 
mitverdient. Diese Partei ist keine Neugründung und kein autokratisches Konstrukt aus 
Osteuropa. Es ist die Sozialdemokratische Partei Deutschlands. 

Die SPD ist nicht nur die traditionsreichste Partei des Landes – sie ist ein 
privatwirtschaftlicher Großkonzern. Mit einem Reinvermögen von rund 351,5 Millionen Euro 
gilt sie als eine der reichsten Parteien ganz Europas. Während andere politische 
Mitbewerber um jede Spende kämpfen und am Tropf von Mitgliedsbeiträgen hängen, steuert 
die SPD über eine verschwiegene Holding namens DDVG (Deutsche Druck- und 
Verlagsgesellschaft) ein millionenschweres Imperium aus Zeitungen, Druckereien, 
Radiosendern und Immobilien. 

Der diskrete Jahrmarkt der Macht 
Ortswechsel: Ein Bundesparteitag. Scheinwerferlicht, wehende Fahnen, rote Schals. Auf der 
Bühne wird über soziale Gerechtigkeit debattiert. Doch nur wenige Meter weiter, in den 
Messehallen des Ausstellerbereichs, beginnt die eigentliche Ökonomie der Macht. 

Hier, im sogenannten Vorfeld, mieten sich DAX-Konzerne, Rüstungsschmieden, 
Energie-Riesen und Tech-Giganten für fünfstellige Summen pro Standfläche ein. Offiziell 
nennt sich das „Sponsoring“. Informell ist es der Kauf von exklusivem Zugang. Wer zahlt, 
bekommt den Stand direkt neben dem Kanzlercafé. Wer zahlt, sichert sich den Kaffee mit 
dem Minister, den diskreten Plausch mit dem Fraktionschef abseits der Fernsehkameras. 

Und wer noch tiefer in den inneren Zirkel vordringen will, für den wurde eine ganz besondere 
Struktur geschaffen: Das Wirtschaftsforum der SPD e.V. Ein formal unabhängiger Verein, 
dessen Mitgliedsbeiträge von Konzernen in keinem Rechenschaftsbericht der Partei 
auftauchen – und der dennoch als exklusiver Marktplatz für politischen Einfluss im Herzen 
von Berlin fungiert. 

Während der SPD die einfachen Mitglieder weglaufen, hat sich der Parteiapparat längst von 
seiner Basis entkoppelt. Er hat gelernt, sich selbst zu erhalten – durch die kompromisslose 
Verflechtung von politischer Macht, staatlicher Alimentierung und privatwirtschaftlichem 
Profit. 



Es ist die Geschichte eines roten Imperiums, das als Gesetzgeber die Regeln der 
Parteienfinanzierung selbst mitschreibt, als Marktteilnehmer Millionen scheffelt und als 
politischer Akteur den Anspruch erhebt, vollkommen unabhängig zu sein. 

Kapitel 1: Das unsichtbare Medienimperium im 
Willy-Brandt-Haus 
Wenn wir morgens beim Bäcker die Lokalzeitung aufschlagen, online die Nachrichten aus 
unserer Region überfliegen oder im Kiosk nach einem etablierten Nachhaltigkeitsmagazin 
greifen, denken wir an vieles: den Kaffee, das Wetter, die Weltpolitik. Woran wir garantiert 
nicht denken, ist das Parteibuch einer Regierungspartei. 

Genau hier beginnt die Recherche. Denn quer durch die Bundesrepublik verläuft ein dicht 
geknüpftes, hochprofessionelles Netz aus Verlagen, Druckereien, Vertriebs- und 
Dienstleistungsunternehmen, dessen Fäden an einem einzigen Ort zusammenlaufen: der 
Berliner Parteizentrale der SPD. 

Gesteuert wird dieses Imperium nicht von Redakteuren, sondern von einer unauffälligen 
Holding namens DDVG (Deutsche Druck- und Verlagsgesellschaft mbH). Sie ist eine 
hundertprozentige Tochtergesellschaft der SPD. Während andere parties auf klassische 
Spenden oder Mitgliedsbeiträge angewiesen sind, besitzt die Sozialdemokratie über diese 
Konstruktion einen wirtschaftlichen Machtfaktor, der in der westlichen 
Demokratienlandschaft seinesgleichen sucht. 

Das Spinnennetz: Beteiligungen und Reichweiten 
Das Geschäftsmodell der DDVG basiert nicht zwingend darauf, Zeitungen komplett selbst 
herauszugeben. Die Strategie ist subtiler und effektiver: Strategische Minderheits- und 
Mehrheitsbeteiligungen, die über komplexe Holding-Strukturen das wirtschaftliche Risiko 
streuen und gleichzeitig maximalen Einfluss und Rendite sichern. 

Die wichtigste und finanzstärkste Achse verläuft über die MADSACK Mediengruppe mit Sitz 
in Hannover. Die DDVG ist mit 23,1 % die größte Einzelkommanditistin dieses riesigen 
Medienkonzerns. Was das konkret für die Medienlandschaft bedeutet, zeigt ein Blick auf die 
Verflechtungen, die durch den jüngsten Mega-Deal noch einmal massiv ausgeweitet wurden. 

Im Jahr 2024 übernahm Madsack die DDV Mediengruppe (u.a. Herausgeberin der 
Sächsischen Zeitung und des Boulevardportals TAG24) komplett. Das bedeutet: Auch wenn 
die DDVG eigene Direktanteile abbaut, wächst ihr Einfluss indirekt über die 
Madsack-Zentralisierung weiter. 

Segment Beteiligungstyp Details & Reichweite 



Die 
Madsack-Achse 

23,1 % (Größte 
Einzelkommanditistin) 

Wirtschaftliche Beteiligung an 
19 Tageszeitungen (u.a. 
Hannoversche Allgemeine 
Zeitung, Leipziger Volkszeitung, 
Märkische Allgemeine, Kieler 
Nachrichten). Das 
RedaktionsNetzwerk 
Deutschland (RND) beliefert 
über 140 Tageszeitungen und 
erreicht monatlich rund 100 
Millionen Online-Visits. 

Die 
Vollbeteiligungen 

100 % (Regional & 
Service) 

Vollständiger Besitz von 
regionalen Traditionsblättern 
wie der Neuen Westfälischen in 
Bielefeld. Hinzu kommen 
Service-Unternehmen wie die 
Office Consult GmbH oder die 
IMAGE GmbH 
(Werbung/Kommunikation). 

Das grüne 
Segment 

Mehrheitsbeteiligungen 
(Öko & Lifestyle) 

81,23 % am ÖKO-TEST Verlag 
und 73,16 % an Utopia.de 
(reichweitenstärkstes deutsches 
Online-Portal für nachhaltigen 
Lebensstil). Zudem knapp 50 % 
am Online-Marktplatz 
Avocadostore.de. 

Die nackten Zahlen: Was fließt in die Parteikasse? 
Die DDVG agiert wie ein klassischer Investmentfonds. Das deklarierte Ziel: Die 
Erwirtschaftung von Gewinnen zur finanziellen Absicherung der Partei. Und diese 
Absicherung ist bitter nötig, da die Einnahmen aus klassischen Mitgliedsbeiträgen durch den 
demografischen Wandel und sinkende Mitgliederzahlen strukturell unter Druck stehen. 

Wie mächtig die finanzielle Säule des unternehmerischen Arms ist, offenbart der offizielle 
Rechenschaftsbericht der SPD. Das Reinvermögen der Gesamtpartei beläuft sich auf stolze 
351,5 Millionen Euro. Ein erheblicher Teil dieses Vermögens und der jährlichen Liquidität 
wird durch die Ausschüttungen und den Substanzwert der DDVG-Beteiligungen gestützt. In 
wirtschaftlich starken Jahren fließen so verlässlich Millionenbeträge als Dividenden direkt in 
den Parteivorstand, um unter anderem kostspielige Bundestagswahlkämpfe zu finanzieren. 

Das demokratische Dilemma: Unabhängigkeit auf dem Prüfstand 



Die DDVG und die SPD betonen gebetsmühlenartig die sogenannte 
„Chefredakteurs-Klausel“. Die besagt: Die wirtschaftlichen Eigentümer mischen sich niemals 
in die redaktionelle Linie der Zeitungen ein. Die Redaktionen von Leipzig bis Bielefeld 
arbeiten unabhängig, kritisch und oft genug auch distanziert zur Politik der SPD. 

Doch das eigentliche Problem liegt tiefer und lässt sich in zwei fundamentale Konflikte 
unterteilen: 

1.​ Der Transparenz-Konflikt: Wenn ein Medium über die Krise der SPD, über 
personelle Neuaufstellungen im Willy-Brandt-Haus oder über politische Reformen 
berichtet, liest der Bürger einen Artikel, dessen Plattform (Druck, Vertrieb, Verlag) zu 
einem Prozentsatz genau jener Partei gehört, über die berichtet wird. Selbst bei 
absoluter redaktioneller Freiheit bleibt ein systemischer Beigeschmack. 

2.​ Der wettbewerbsrechtliche Konflikt: Wenn der Staat über Gesetze zur 
Presseförderung, Postzustellungs-Subventionen oder Digitalsteuern entscheidet, 
sitzt die SPD in einer Doppelrolle am Tisch: Sie ist Gesetzgeberin und über die 
DDVG gleichzeitig eine der größten Marktteilnehmerinnen, die von genau diesen 
Subventionen direkt profitiert. 

Dieses Netzwerk ist kein geheimes Komplott, sondern ein legaler, hochgradig 
professionalisierter Wirtschaftsbetrieb. In den folgenden Abschnitten werden wir die 
historischen Wurzeln – die auf die „Arbeitergroschen“ der Kaiserzeit zurückgehen – freilegen 
und zeigen, wie aus einer sozialistischen Idee der wohl erfolgreichste 
Medien-Monopoly-Spieler der deutschen Gegenwart wurde. 

Die Wurzeln des Imperiums: Vom „Arbeitergroschen“ zum 
Millionen-Konzern 
Um zu verstehen, wie eine politische Partei zur Medien-Holding werden konnte, muss man 
die Zeitmaschine um weit über ein Jahrhundert zurückdrehen. Das heutige Firmenimperium 
der SPD ist nämlich kein Produkt moderner PR-Berater oder gieriger Investmentbanker. Es 
ist das Ergebnis einer historischen Überlebensstrategie, die im 19. Jahrhundert im tiefsten 
Kaiserreich begann. 

Als die SPD gegründet wurde, stand sie unter massivem Druck. Unter Reichskanzler Otto 
von Bismarck wurden 1878 die Sozialistengesetze erlassen. Die Partei war de facto 
verboten, ihre Versammlungen untersagt, ihre Funktionäre im Visier der Geheimpolizei. In 
dieser existenziellen Krise erkannten die frühen Sozialdemokraten eine fundamentale 
Wahrheit: Wer keine eigenen Kommunikationskanäle besitzt, wird in der Öffentlichkeit 
unsichtbar und mundtot gemacht. 

Die Ära der Arbeiterpresse: Finanziert durch Pfennige 
Nach dem Ende der Sozialistengesetze im Jahr 1890 begann ein beispielloser Aufstieg. Die 
SPD baute eine eigene, flächendeckende Zeitungslandschaft auf. Das Besondere daran: Es 
gab keine reichen Großindustriellen, die diese Blätter finanzierten. Das Kapital stammte von 
den Arbeitern selbst. 

●​ Der Arbeitergroschen: Millionen von Fabrikarbeitern zahlten Woche für Woche von 
ihrem kargen Lohn ein paar Pfennige an die Partei und die Gewerkschaften. 



●​ Das Genossenschaftsprinzip: Mit diesen „Arbeitergroschen“ wurden 
Druckerpressen gekauft, Papier beschafft und Redaktionen aufgebaut. 

●​ Die Reichweite: Bis zum Beginn der 1930er Jahre besaß die SPD weit über 150 
eigene Tageszeitungen mit einer täglichen Gesamtauflage von mehreren Millionen 
Exemplaren. Das Flaggschiff war der Berliner Vorwärts. Die Druckerpressen waren 
das Herzstück der Arbeiterbewegung. 

Der totale Raub: 1933 und die Zerschlagung 
Mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten im Jahr 1933 wurde diese gewaltige 
Infrastruktur mit einem Schlag vernichtet. Die Nationalsozialisten verboten die SPD, 
besetzten die Partei- und Gewerkschaftshäuser und enteigneten das gesamte Vermögen. 

Druckereien, Verlage, Immobilien und Bargeldbestände wurden beschlagnahmt und in den 
NS-Presseapparat eingegliedert. Viele sozialdemokratische Redakteure und Drucker 
landeten in den ersten Konzentrationslagern oder mussten fliehen. Das historische 
Medienimperium der Arbeiterklasse war physisch und finanziell komplett ausgelöscht. 

Das Comeback nach 1945: Wie die Alliierten die Weichen stellten 
Nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches standen die überlebenden 
Sozialdemokraten vor dem Nichts. Doch beim Wiederaufbau der deutschen 
Presselandschaft griffen ihnen die westlichen Besatzungsmächte (insbesondere die Briten 
und Amerikaner) unter die Arme. Die Alliierten wollten eine demokratische, antifaschistische 
Presse aufbauen – und wer eignete sich dafür besser als die nachweislich verfolgten 
Sozialdemokraten? 

1.​ Die Lizenzvergabe (Ab 1945): Die Alliierten vergaben gezielt Zeitungslizenzen an 
politisch unbelastete Persönlichkeiten, darunter viele SPD-Mitglieder. So entstanden 
Blätter wie die Hannoversche Presse oder die Westfälische Rundschau. 

2.​ Die Rückerstattung (Wiedergutmachung): Über die alliierten 
Rückerstattungsgesetze forderte die SPD ihr 1933 von den Nazis geraubtes 
Eigentum zurück. Da viele alte Druckereien zerstört oder besetzt waren, erhielt die 
Partei oft finanzielle Entschädigungen oder Anteile an neu gegründeten Verlagen. 

3.​ Die Gründung der DDVG (1971): Um das rasant wachsende Netz aus 
Entschädigungsgeldern, Verlagsanteilen und Immobilien professionell zu verwalten, 
gründete die SPD 1971 die DDVG. Das Ziel war die strikte Trennung von politischer 
Parteiarbeit und professionellem Management. Aus der ideologischen Arbeiterpresse 
wurde eine moderne Holding. 

Vom Klassenkampf zur Rendite: Der Sprung in die Gegenwart 
Hier schließt sich der Kreis zum heutigen Zustand unseres „roten Imperiums“. Aus den 
Groschen der Bergarbeiter und Fabrikarbeiter des Kaiserreichs ist über den Umweg der 
NS-Enteignung und der alliierten Rückerstattung ein hochmodernes, kapitalistisches 
Holding-Konstrukt geworden. 

Wenn die DDVG heute hunderte Millionen Euro bewegt, an Großkonzernen wie Madsack 
beteiligt ist oder hippe Öko-Plattformen wie Utopia.de aufkauft, dann argumentiert die 
SPD-Führung bis heute mit dieser Historie: „Das ist unser historisch gewachsenes, 



wiedergutgemachtes Eigentum. Es sichert unsere Unabhängigkeit von großen privaten 
Großspenden.“ 

Dabei wird jedoch oft übersehen, dass sich die Rolle komplett verkehrt hat. Einst war die 
Arbeiterpresse das Sprachrohr der Ohnmächtigen gegen die Herrschenden. Heute ist das 
Medienimperium der DDVG ein mächtiges wirtschaftliches Instrument einer Partei, die selbst 
im Zentrum der Macht sitzt. 

Kapitel 2: Der exklusive Marktplatz – Das 
Wirtschaftsforum der SPD e.V. 
Wer die Gesetzmäßigkeiten der modernen Politik verstehen will, muss den Blick von den 
Talkshows und Plenarsälen wegbewegen. Die wahre Währung der Macht im 21. Jahrhundert 
ist nicht das Rampenlicht, sondern etwas weitaus Kostbareres: Zugang. Unmittelbarer, 
ungestörter und exklusiver Zugang zu den Menschen, die Gesetze schreiben, Verordnungen 
erlassen und Milliardenbudgets verwalten. 

Genau für diesen Zweck wurde eine Institution geschaffen, die im Herzen des Berliner 
Regierungsviertels wie ein perfekt geschmiertes Scharnier zwischen Spitzenpolitik und 
Großkapital fungiert: das Wirtschaftsforum der SPD e.V. 

Gegründet im Jahr 2015, hat sich dieser eingetragene Verein innerhalb kürzester Zeit zur 
einflussreichsten ökonomischen Grauzone im Orbit der Sozialdemokratie entwickelt. Es ist 
un Ort, an dem Konzerne ganz legal das erwerben können, was dem normalen Bürger 
verwehrt bleibt: die Aufmerksamkeit der Mächtigen. 

Die juristische Demarkationslinie: Der Spenden-Bypass 
Um die Genialität – und die Problematik – des Wirtschaftsforums zu begreifen, muss man 
einen Blick in das deutsche Parteiengesetz (§ 25 PartG) werfen. Wenn ein DAX-Konzern der 
SPD eine klassische Parteispende von sagen wir 50.000 Euro zukommen lässt, schlagen 
die Alarmglocken des Transparenzsystems an: Die Spende muss sofort dem 
Bundestagspräsidenten gemeldet und im Internet veröffentlicht werden. Die Presse 
berichtet, der Wähler sieht das Geld, der Vorwurf der Käuflichkeit steht im Raum. 

Das Wirtschaftsforum der SPD e.V. hebelt dieses System durch eine einfache, aber 
hochgradig effektive juristische Konstruktion aus: 

Weil das Wirtschaftsforum formalrechtlich ein eigenständiger, eingetragener 
Verein ist und keine Untergliederung der Partei, greift das Parteiengesetz hier 
schlicht ins Leere. Die fünfstelligen Jahresbeiträge, die Automobilkonzerne, 
Chemieriesen, Rüstungsbetriebe und Tech-Giganten an das Forum überweisen, 
tauchen in keinem Rechenschaftsbericht der SPD auf. Sie sind im Sinne des 
Gesetzes keine Parteispenden. Sie sind Vereinsbeiträge. Für die Öffentlichkeit 
sind diese Zahlungsströme nahezu unsichtbar. 

Was kostet die Macht? Das Geschäftsmodell des Zugangs 



Die Liste der Mitglieder des Wirtschaftsforums liest sich wie das Who's Who der deutschen 
und internationalen Wirtschaft. Von Energiekonzernen über Großbanken bis hin zu globalen 
Digitalunternehmen zahlen alle die sogenannten „Unternehmensbeiträge“. 

Was die Konzerne für ihr Geld bekommen, ist kein Produkt, sondern ein strukturiertes 
Programm der Nähe. Das Forum ist in verschiedene „Fachforen“ unterteilt (z.B. Energie, 
Digitales, Gesundheit, Mobilität). Das Prinzip ist denkbar simpel: 

●​ Die Problemstellung: Ein Ministerium plant ein neues Gesetz – beispielsweise zur 
Regulierung von künstlicher Intelligenz oder zur Besteuerung von CO₂. 

●​ Die Plattform: Das Wirtschaftsforum organisiert ein „Hintergrundgespräch“ oder ein 
Abendessen in einem diskreten Berliner Rahmen. 

●​ Die Interaktion: Die hochrangigen Vertreter der zahlenden Mitgliedsunternehmen 
sitzen direkt am Tisch mit dem zuständigen sozialdemokratischen Minister, dem 
Staatssekretär oder dem Fraktionschef. 

Hier wird kein Koffer mit Bargeld übergeben. Das wäre plump und illegal. Was hier 
stattfindet, ist die viel subtilere Form des Lobbyismus: Man tauscht sich „auf Augenhöhe“ 
aus, man lässt „wirtschaftliche Expertise“ in den Gesetzgebungsprozess einfließen, noch 
bevor der erste Entwurf den Bundestag erreicht. Wer Teil des Forums ist, stellt sicher, dass 
seine Argumente gehört werden – lange vor allen anderen. 

Die personelle Drehtür: Wer steuert das Netzwerk? 
Die Trennung zwischen dem Verein und der Partei existiert ohnehin nur auf dem Papier. Ein 
Blick auf das Spitzenpersonal des Wirtschaftsforums entlarvt die angeblich strikte 
Unabhängigkeit als reine Formalität. 

Der Vorstand und das Präsidium des Vereins rekrutieren sich traditionell aus einem dichten 
Netzwerk von Alt-Mandatsträgern, ehemaligen Spitzenbeamten und sozialdemokratischen 
Wirtschaftsfunktionären. Es ist das klassische Phänomen der Drehtür-Politik: Wer gestern 
noch als Staatssekretär in einem Ministerium Gesetze verfasst hat, wechselt morgen in das 
Präsidium des Wirtschaftsforums, um den alten Kollegen im Ministerium die Wünsche der 
Industrie zu erklären. 

Die moralische Asymmetrie der Sozialdemokratie 
Das größte Paradoxon des Wirtschaftsforums liegt in der Identität der Partei begründet. 
Während die SPD auf Marktplätzen und in Wahlkämpfen die soziale Gerechtigkeit plakatiert, 
gegen die Macht der Konzerne wettert und sich als Schutzpatron der kleinen Leute 
inszeniert, betreibt sie im Berliner Regierungsviertel über das Wirtschaftsforum eine der 
exklusivsten und kommerziellsten Lobby-Plattformen der Republik. 

Der Zugang zur sozialdemokratischen Elite ist zu einer käuflichen Dienstleistung geworden. 
Wer die Jahresgebühr bezahlt, sichert sich einen Platz am Tisch der Macht. Wer kein Geld 
hat – der Mieterschutzbund, die Pflegekraft oder der normale Bürger –, muss draußen vor 
der Tür warten. 



Kapitel 3: Rent-a-Sponsor – Der Jahrmarkt der 
gekauften Nähe 
Wer die Hallen eines SPD-Bundesparteitags betritt, wähnt sich im ersten Moment auf einem 
Festival der politischen Korrektheit. Überall rote Fahnen, Plakate für soziale Gerechtigkeit 
und leidenschaftliche Debatten über Mindestlöhne und Arbeitnehmerrechte. Doch bewegt 
man sich weg von den Zuschauerrängen, hinein in das logistische Herzstück der 
Veranstaltung – den Ausstellerbereich –, verwandelt sich der Parteitag schlagartig in eine 
kommerzielle Verkaufsmesse. 

Willkommen im innersten Zirkel des sogenannten Parteitags-Sponsoring. Unter dem 
harmlos klingenden Begriff verbirgt sich ein hochgradig lukratives System, das Kritiker schon 
vor Jahren unter dem Slogan „Rent-a-Sponsor“ (Miete einen Sponsor) bekannt machten. Es 
ist die systematische Ausnutzung einer verfassungsrechtlichen Grauzone, bei der 
Großkonzernen für fünfstellige Summen physische Nähe zu Regierungsmitgliedern und 
Abgeordneten erwerben können – völlig legal und am Spendenrecht vorbei. 

Anatomie der Gesetzeslücke: Leistung gegen Gegenleistung 
Das deutsche Parteiengesetz unterscheidet streng zwischen zwei Formen des Geldflusses: 
der Spende und dem Sponsoring. Während eine Spende eine uneigennützige Zuwendung 
ohne Gegenleistung ist (und deshalb strengen Transparenzregeln unterliegt), gilt Sponsoring 
steuer- und parteienrechtlich als ein klassisches Austauschgeschäft. 

Das Prinzip ist so simpel wie genial: 

1.​ Ein Rüstungskonzern, ein Tabakriese oder ein Chemie-Multi überweist der SPD 
30.000 Euro. 

2.​ Im Gegenzug erhält das Unternehmen keine Spendenquittung, sondern eine 
Rechnung für eine Dienstleistung. 

3.​ Die Dienstleistung der SPD: Sie stellt dem Konzern eine prominent platzierte 
Standfläche in der Ausstellerhalle des Parteitags zur Verfügung, inklusive 
Stromanschluss, Logistik und – das ist der eigentliche Kern – dem garantierten 
Publikumsverkehr der politischen Elite. 

Weil hier eine vermeintlich äquivalente Gegenleistung (die Standfläche) erbracht wird, griffen 
die klassischen Spenden-Transparenzgrenzen des Parteiengesetzes über Jahrzehnte 
hinweg schlicht nicht. Unternehmen konnten so anonym und geräuschlos gigantische 
Summen an die Partei transferieren, die in den Rechenschaftsberichten unter dem 
Sammelposten „Einnahmen aus Veranstaltungen und rein geschäftlicher Tätigkeit“ verbucht 
wurden. Wer genau wie viel bezahlt hatte, blieb für den Wähler ein Geheimnis. 

Das „Kanzlercafé“-Prinzip: Strategische Platzierung der Macht 
Auf einem Parteitag ist Raum keine neutrale Geometrie. Raum ist Macht. Die SPD-eigene 
Eventagentur, die diese Messestände vermarktet, weiß das genau und lässt sich die 
strategische Lage der Stände teuer bezahlen. 



Die absolute Premium-Zone befindet sich stets in unmittelbarer Nähe zum sogenannten 
Kanzlercafé oder den VIP-Lounges, in denen sich die Minister, Staatssekretäre und 
Ministerpräsidenten zwischen den Abstimmungen aufhalten. 

Ein DAX-Konzern baut hier seinen Stand auf, installiert eine Kaffeebar oder ein interaktives 
Display. Wenn der Bundeskanzler oder der Wirtschaftsminister den Plenarsaal verlässt, um 
einen Kaffee zu trinken, führt sein Weg unweigerlich an diesem Stand vorbei. Es kommt zum 
„spontanen“ Handschlag, zum kurzen Austausch über aktuelle Gesetzesvorhaben, zum 
gemeinsamen Foto für den internen Lobby-Report des Unternehmens. Der normale Bürger 
müsste monatelang um einen Termin im Ministerium kämpfen – der Sponsor kauft sich den 
exklusiven Zugriff per Vorkasse für das Parteitagswochenende. 

Das Verschleierungskartell: Warum sich so wenig ändert 
Zwar hat der Gesetzgeber nach jahrelangem öffentlichen Druck durch Organisationen wie 
LobbyControl und Mehr Demokratie e.V. die Regeln schrittweise verschärft, sodass 
Sponsoring-Einnahmen ab bestimmten Schwellenwerten (aktuell ab 15.000 Euro pro 
Sponsor) in den Rechenschaftsberichten namentlich aufgeführt werden müssen. Doch die 
Realität zeigt: Die Kreativität der Parteimanager ist den Reformen meist einen Schritt 
voraus. 

Um die Veröffentlichungspflichten zu umgehen, werden Verträge häufig gestückelt, über 
Tochtergesellschaften abgewickelt oder als Sachleistungen deklariert. Zudem leidet das 
System an einer fundamentalen Schwachstelle: Die Rechenschaftsberichte werden mit einer 
Verzerrung von fast zwei Jahren verzögert veröffentlicht. Wenn der Bürger erfährt, welcher 
Energiekonzern zwei Jahre zuvor einen Parteitag gesponsert hat, ist das Gesetz, um das 
damals im Hintergrund gefeilscht wurde, längst beschlossene Sache. 

Das Sponsoring auf Parteitagen entlarvt die politische Willensbildung als kommerziellen 
Jahrmarkt. Während die SPD vorgibt, die Partei der sozialen Gleichheit zu sein, hat sie eine 
Infrastruktur geschaffen, in der politisches Gehör nach Quadratmeterpreisen und Standlagen 
abgerechnet wird. 

Kapitel 4: Der parteiinterne Karriere-Tunnel und die 
Entkopplung von der Basis 
Bisher haben wir die äußeren, materiellen Finanzströme des „roten Imperiums“ seziert: das 
Medienvermögen, die diskreten Vereine, die gekaufte Nähe auf Parteitagen. Doch all diese 
Bypässe und Finanzimperien bräuchten keinen Treibstoff, wenn sie nicht eine ganz 
bestimmte Struktur am Leben erhalten müssten: die Kaste der modernen Berufspolitiker. 

Das größte strukturelle Problem des modernen Parteienstaates – und das gilt für die SPD 
ebenso wie für ihre politischen Mitbewerber, insbesondere die Grünen – ist die fundamentale 
Entkoppelung des Spitzenpersonals von der Lebens- und Arbeitsrealität der Bevölkerung. 
Es ist die Entstehung einer selbstreferenziellen Elite, deren Biografien sich im 
immergleichen, sterilen Karriere-Tunnel vollziehen. Ein Phänomen, das im Volksmund 
treffend auf die Formel „Kreißsaal, Hörsaal, Plenarsaal“ gebracht wird. 

Der geschlossene Kreislauf: Eine Biografie ohne Wertschöpfung 



Wer heute in den Deutschen Bundestag einzieht oder ein Ministerium leitet, hat mit einer 
statistisch erschreckenden Wahrscheinlichkeit niemals in seinem Leben auf dem ersten, 
wertschöpfenden Arbeitsmarkt gearbeitet. Es gibt keine Verankerung mehr im Handwerk, in 
der industriellen Produktion, im inhabergeführten Mittelstand oder im harten Alltag einer 
Pflegekraft. 

1.Kreißsaal / Jugendorganisation:Eintritt mit ca. 16 Jahren. 

Frühzeitiger Eintritt in die Jusos oder die Grüne Jugend. Hier erfolgt das frühzeitige Erlernen 
von internen Machtkämpfen, Seilschaften und parteikonformer Rhetorik. 

2.Hörsaal / Netzwerk-Phase:Studienzeit. 

Studium (meist Politikwissenschaft, Jura oder Soziologie). Der Fokus liegt in dieser Phase 
selten auf dem schnellen oder exzellenten Abschluss, sondern primär auf dem Ausbau von 
Netzwerken in den universitären Hochschulgruppen. 

3.Apparat-Assistenz:Die Grauzone. 

Direkter Übergang als wissenschaftlicher Mitarbeiter in ein Abgeordnetenbüro, eine Fraktion 
oder eine parteinahe Stiftung. Vollständig finanziert durch Steuergelder, ohne jemals die 
freie Wirtschaft von innen gesehen zu haben. 

4.Plenarsaal / Das Mandat:Der Einzug. 

Absicherung über einen sicheren Listenplatz durch loyale Zuarbeit im Apparat. Erfolgreicher 
Einzug in den Landtag oder Bundestag. Das System reproduziert sich ab hier von selbst. 

Die Konsequenz dieses Tunnels: Der Staat wird nicht mehr von Bürgern auf Zeit verwaltet, 
sondern er ist zum Arbeitgeber einer Schicht geworden, die außerhalb des politischen 
Betriebs ökonomisch oft gar nicht existenzfähig wäre. Wer den Apparat verlässt oder 
aufbegehrt, verliert nicht nur sein Mandat – er verliert seine gesamte berufliche und 
finanzielle Identität. 

Das Prinzip der Negativauslese: Loyalität schlägt Kompetenz 
Diese biografische Verengung führt direkt in eine systemische Pathologie: die 
Negativauslese. In einer funktionierenden Wirtschaft steigen Menschen in der Regel auf, 
wenn sie Fachkompetenz, Führungserfahrung und messbare Erfolge vorweisen können. Im 
System der Kartellparteien gelten völlig andere Naturgesetze. 

Um auf einer Wahlliste nach oben zu kommen, sind zwei Eigenschaften entscheidend: 
Ideologische Linientreue und das meisterhafte Beherrschen von innerparteilichen Intrigen. 

●​ Die Blockade von außen: Quereinsteiger aus der Wirtschaft, erfahrene Ingenieure, 
erfolgreiche Unternehmer oder profilierte Wissenschaftler scheitern in diesem 
System fast immer. Sie bringen zwar fachliche Expertise mit, weigern sich aber, über 
Jahre hinweg Flugblätter zu falten, in nächtlichen Ortsvereinssitzungen Anträge zu 
debattieren und loyal die Fraktionsdisziplin zu wahren. 



●​ Die Angst vor der Kompetenz: Die geschlossene Kaste der Berufspolitiker nimmt 
echte Fachexperten tendenziell als Bedrohung wahr. Ein Abgeordneter, der in 
seinem Fachbereich intellektuell und praktisch überlegen ist, gefährdet das fein 
austarierte Machtgefüge der Apparatschiks. Das Ergebnis ist eine kollektive Auslese 
nach unten: Es steigen diejenigen auf, die am wenigsten anecken und am 
verlässlichsten das System stützen. 

Der Verlust der Lebensrealität und seine Folgen 
Wenn Menschen, die nie außerhalb des politischen Luftraums geatmet haben, Gesetze für 
die Realwirtschaft schreiben, sind die Folgen im Alltag der Bürger spürbar. Es kommt zu 
einer Politik, die im Kern paternalistisch und realitätsfern ist. Ob es um die Komplexität von 
Steuerreformen, die Digitalisierung der Verwaltung oder die Transformation der Industrie 
geht: Den Entscheidern fehlt schlicht das handwerkliche und ökonomische Grundwissen, um 
die praktischen Konsequenzen ihrer Verordnungen abzuschätzen. 

Das paradoxe Finale: Das System schützt sich selbst über die bereits analysierten 
Geldflüsse. Die ungedeckten Mandatsträgerabgaben sorgen dafür, dass die Abgeordneten 
die Partei finanzieren müssen, die sie wiederum auf die Listenplätze setzt. Es ist eine 
perfekte, selbstreferenzielle Symbiose. Das Geld der Partei sichert den Machterhalt der 
Kaste – und die Kaste sichert den Geldfluss der Partei. Der Bürger wird in diesem System 
nur noch alle vier Jahre als Legitimationsbeschaffung benötigt. 

Kapitel 5: Die Ideologisierung der ehemaligen 
Arbeiterpartei 
Um den genauen Zeitpunkt zu verstehen, an dem die SPD diesen tiefgreifenden Wandel 
vollzogen hat, muss man das Rad um ein paar Jahre zurückdrehen. Die Transformation der 
SPD von einer pragmatischen, ökonomisch fokussierten Arbeiter- und Volkspartei hin zu 
einer akademisierten, stark ideologisierten Struktur lässt sich an zwei historischen 
Kipppunkten festmachen: dem „Großen Bruch“ ab 2017/2018 und der personellen 
Machtübernahme im Jahr 2019. 

Es war ein schleichender Prozess, der sich über ein Jahrzehnt hinzog, aber in diesem 
spezifischen Zeitraum seine kritische Masse erreichte. 

Der Nährboden: Die Entfremdung nach der Agenda 2010 
Nach der Ära von Gerhard Schröder und den „Agenda 2010“-Reformen Anfang der 2000er 
Jahre litt die SPD an einem tiefen Trauma. Die traditionelle Arbeiterbasis wandte sich 
enttäuscht ab, die Mitgliederzahlen brachen ein. In den darauffolgenden Jahren der Großen 
Koalitionen unter Angela Merkel verlor die SPD zunehmend ihr inhaltliches Profil. 

In diesem Vakuum entstand in den Jahren 2015 bis 2018 eine Dynamik, die die Partei im 
Kern verändern sollte: Um den Verlust der klassischen Arbeiter zu kompensieren, öffnete 
sich die Partei gezielt einer neuen, urbanen, akademischen Schicht. Die alten „Malocher“ 
wurden ersetzt durch eine Generation von Funktionären, die aus den Universitäten direkt in 
die Parteizentrale drängten. 



Der erste Kipppunkt: Das Desaster von 2017 und die Juso-Revolte 
Der eigentliche Katalysator für die harte Ideologisierung war das historische Desaster bei 
der Bundestagswahl 2017, als die SPD unter Martin Schulz auf 20,5 % abstürzte. Die 
Parteibasis war demoralisiert. 

Hier schlug die Stunde der Jusos (Jugendorganisation der SPD) unter der Führung von 
Kevin Kühnert. Mit der fulminanten „#NoGroKo“-Kampagne (2017/2018) gegen den 
erneuten Eintritt in eine Regierung mit Angela Merkel politisierten und ideologisierten die 
Jusos die Partei von unten herauf. Kühnert sammelte die Frustrierten und forderte eine 
radikale linke Identitätspolitik statt des alten, pragmatischen Regierungskurses. 

Die NoGroKo-Kampagne 

Winter 2017/2018 

Die Jusos kapern den parteiinternen Diskurs. Tausende junge, ideologisch gefestigte 
Akademiker treten gezielt in die SPD ein, um gegen die Große Koalition zu stimmen. Das 
parteiinterne Machtgefüge verschiebt sich dauerhaft nach links. 

Der Sturz des Establishments 

Dezember 2019 

Der absolute Wendepunkt: Bei der Urwahl zum Parteivorsitz stürzt die Basis das etablierte, 
pragmatische Führungsduo (u.a. Olaf Scholz). Stattdessen werden die links-ideologischen 
Außenseiter Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans an die Spitze geputscht – getragen 
von der jugendlichen Euphorie der Jusos und dem tiefen Frust der verbliebenen 
Funktionärsbasis. 

Es war die endgültige Palastrevolution im Willy-Brandt-Haus. Der pragmatische, ökonomisch 
orientierte Flügel der Partei wurde über Nacht an den Rand gedrängt. 

Der neue Tugendterror: Identität statt Industrie 
Mit dem neuen Führungsduo vollzog das „rote Imperium“ eine fundamentale Metamorphose. 
Aus der Partei, die einst stolz die Interessen der Stahlarbeiter an der Ruhr, der 
Chemiearbeiter in Leuna und der Automobilarbeiter in Wolfsburg vertreten hatte, wurde eine 
moralisierende Akademiker-Bewegung. 

Die klassische Verteilungspolitik – also die Frage, wie der erwirtschaftete Wohlstand des 
Landes gerecht zwischen Arbeit und Kapital aufgeteilt wird – wurde ersetzt durch 
postmoderne Identitätspolitik. Statt über Reallöhne und bezahlbaren Wohnraum debattierte 
die parteiinterne Elite nun über Gendersprache, Quotenregelungen und urbane 
Klimaschutzkonzepte, die an der Lebensrealität des ländlichen Raums und der 
Industriebranchen völlig vorbeigingen. 

Das tragische Paradoxon: Während die SPD in Berlin die ideologische Transformation 
vorantrieb, verlor sie endgültig den Kontakt zu ihren historischen Wurzeln. Die echten 
„Malocher“ fühlten sich von ihrer ehemaligen Heimatpartei nicht nur im Stich gelassen, 
sondern regelrecht belehrt und herabgewürdigt. Die Folge war eine historische 



Wählerwanderung: Die Arbeiter flohen in Scharen – entweder in die Nichtwählerschaft oder 
direkt in die Arme der politischen Konkurrenz am rechten Rand. 

Fazit: Die unantastbare Festung 
Am Ende dieser Reise durch das „rote Imperium“ der SPD zeigt sich ein ernüchterndes Bild. 
Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands hat ein Stadium erreicht, in dem sie strukturell 
fast immun gegen den Verlust von Wählerstimmen geworden ist. 

Wenn eine klassische Partei an Zuspruch verliert, schrumpft sie, verliert Mitglieder und geht 
im schlimmsten Fall pleite. Nicht so die SPD. Der über Jahrzehnte perfektionierte Apparat 
hat sich vom demokratischen Markt abgekoppelt: 

●​ Finanziell abgesichert durch das millionenschwere Medien- und 
Beteiligungsnetzwerk der DDVG, das unabhängig von Wahlergebnissen verlässlich 
Dividenden abwirft. 

●​ Politisch geschmiert durch exklusive Grauzonen wie das Wirtschaftsforum und das 
Parteitags-Sponsoring, die Großkonzernen den Zugang zur Macht gegen Vorkasse 
garantieren. 

●​ Personell verengt durch eine Kaste von Berufspolitikern, die im geschlossenen 
System von „Kreißsaal, Hörsaal, Plenarsaal“ groß geworden sind und deren schiere 
wirtschaftliche Existenz an der Loyalität zum Apparat hängt. 

Das einstige Sprachrohr der Entrechteten des 19. Jahrhunderts ist im 21. Jahrhundert zu 
einer selbstreferenziellen Festung der Macht geworden. Ein Wirtschaftsriese im Gewand 
eines moralischen Zwergs. Die SPD kontrolliert nicht mehr die Macht, um den Bürgern zu 
dienen – sie nutzt das Geld und den Einfluss des Imperiums, um die Macht der eigenen 
Kaste zu erhalten. Der Wähler ist in diesem System kein Souverän mehr, sondern nur noch 
das dekorative Beiwerk einer perfekt durchorganisierten Machtmaschine. 
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